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dort die relevanten Informationen und Erkenntnisse schnell, umfas-
send und mit allen beteiligten Behörden erörtert sowie gemeinsame
Maßnahmen abgestimmt werden. Die durch die beiden Gesetze
(Terrorismusbekämpfungsgesetz und Terrorismusbekämpfungser-
gänzungsgesetz) geschaffenen Befugnisnormen sind ein wesentlicher
Bestandteil der Aufgabenerledigung der Sicherheitsbehörden bei der
Aufklärung von islamisch-terroristischen Strukturen und Netzwerken
in Deutschland geworden. Die dadurch ermöglichte Daten- und In-
formationserhebung leistet einen nicht verzichtbaren Beitrag, um Ge-
fährdungssachverhalte aufzuklären, insbesondere islamistische Per-
sonen und Personengruppen aufzudecken und Anschlagsplanungen
zu vereiteln.
10. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wie viele antisemitisch motivierte Friedhof-
schändungen gab es im Jahr 2010 bundesweit,
und wie viele dieser Straftaten konnten aufge-
klärt werden (bitte nach Ländern und Art der
Motivation auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 12. Mai 2011
Dem Bundeskriminalamt wurden im Rahmen des Kriminalpolizeili-
chen Meldedienstes – Politisch motivierte Kriminalität von den die
Fallzahlen erhebenden Ländern für das Jahr 2010 (Stand: 31. Januar
2011) bundesweit 41 Fälle antisemitischer Straftaten mitgeteilt, bei
denen jüdische Friedhöfe als Angriffsziel benannt worden sind. Die
41 Fälle wurden alle dem Phänomenbereich der politisch motivierten
Kriminalität – rechts (PMK-rechts) zugeordnet.

Die Verteilung auf die einzelnen Ländern stellt sich wie folgt dar:

PMK-rechts 
BB 1

BE 0

BW 1

BY 6

HB 1

HE 4

HH 1

MV 4

NI 2

NW 11

RP 4

SH 0

SL 0

SN 3

ST 2

TH 1

gesamt 41
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Zum Stichtag 31. Januar 2011 waren vier Fälle aufgeklärt, davon je-
weils ein Fall in Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz
und Sachsen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
11. Abgeordnete
Hilde

Mattheis

(SPD)
Weiß die Bundesregierung, wie hoch der tat-
sächliche Anteil außergerichtlicher Einigungen
bei der Verbraucherentschuldung ist und wa-
rum es so große regionale Unterschiede zu ge-
ben scheint?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 9. Mai 2011
Der Bundesregierung liegen statistische Daten nur in beschränktem
Umfang vor. Das Statistische Bundesamt hat im Rahmen der Statis-
tik zur Überschuldung privater Personen im Wege einer freiwilligen
Befragung von Schuldnerberatungsstellen festgestellt, dass bei den
im Jahr 2009 beendeten Beratungsfällen in 18,6 Prozent der Fälle
eine außergerichtliche Schuldenregulierung erfolgte. Im Jahr 2008
lag der Anteil der durch einen außergerichtlichen Einigungsversuch
beendeten Beratungsfälle bei 18,1 Prozent.

Eine repräsentative Untersuchung aus dem Jahr 2005 des Instituts
für Soziologie der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg er-
gab, dass der außergerichtliche Einigungsversuch in 7,3 Prozent der
untersuchten Fälle erfolgreich war. Die Mehrheit der Schuldner
nahm bei der Erstellung eines Schuldenbereinigungsplans die Hilfe
einer „geeigneten Person oder Stelle“ in Anspruch. Ein Drittel aller
Pläne wurden nach dieser Untersuchung von Rechtsanwälten einge-
reicht. Daraus kann gefolgert werden, dass bei Untersuchungen, die
sich nur auf das Zahlenmaterial von öffentlichen Schuldenregulie-
rungsstellen stützen, eine relativ große Gruppe von Schuldnern uner-
fasst bleibt.

Statistiken, ob regionale Unterschiede bestehen, liegen nicht vor. Re-
gionale Unterschiede könnten sich ggf. daraus ergeben, dass in ver-
schiedenen Bundesländern sogenannte Entschuldungsfonds bestehen
oder Stiftungen Sanierungshilfedarlehen vergeben, wodurch Schuld-
ner in die Lage versetzt werden, Einmalzahlungen anzubieten.
12. Abgeordnete
Hilde

Mattheis

(SPD)
Weiß die Bundesregierung, warum dieses Ver-
fahren nicht häufiger erfolgreich angewandt
wird, obwohl mit der Gestaltung eines Ver-
braucherentschuldungsverfahrens dem außer-
gerichtlichen Einigungsversuch vor der Eröff-
nung des eigentlichen Verfahrens eine zentrale
Rolle zugedacht war, um unnötige weitere Ver-
fahrensschritte und absehbarer Folgekosten zu


